
4 Einleitung

rund 6000 Verbesserungsvorschläge vorgebracht worden sein35. Ferner fanden sog. Sonderberatungen statt, z. B. 
mit den Volkskammerabgeordneten, dem Ministerrat und den Bezirksratsvorsitzenden, den leitenden Mitar
beitern der Industrieministerien und des Staatssekretariats für Forschung und Technik36. Auf Grund dessen soll 
kaum ein Paragraph des ersten Entwurfs unverändert geblieben sein37, sollen im Allgemeinen Teil etwa 60 Än
derungen bei 74 Paragraphen erfolgt sein38. Überraschenderweise sollen allerdings alle diese Änderungen — nach 
Vorberatung in Arbeitsgruppen und Unterkommissionen — in einer einzigen Sitzung der Gesamtkommission am 
25. August 1967 abschließend beraten worden sein39. Bedeutendere Änderungen wurden aber jedenfalls auch 
von der westlichen, auf indirekte Berichte über den ersten Entwurf angewiesenen, Literatur anerkannt40. Am 15. 
Dezember 1967 fand die erste, am 12. Januar 1968 die zweite — abschließende41 — Lesung statt.

Die Arbeiten an einer Gesamtreform in der Bundesrepublik

Es ist nicht zu bestreiten, daß auch in der Bundesrepublik seit langem Reformarbeiten laufen und daß bereits 
1960 dem Bundestag ein kompletter Entwurf eines neuen Strafgesetzbuches vorgelegt wurde42. Es lag daher 
an den spezifischen Reibungsverlusten der parlamentarischen Demokratie, daß es der DDR Vorbehalten blieb, zu
erst das StGB von 1871 in toto aufzuheben.

Indessen ist hierbei festzuhalten, daß bei der Inangriffnahme der Reform in der Bundesrepublik der Gedanke 
der Strafrechtseinheit in Deutschland eine große Rolle gespielt hat. Noch 1951 wurde auf dem 39. Deutschen Ju
ristentag im Interesse der Rechtseinheit in Deutschland eine Reform abgelehnt und lediglich eine Bereinigung 
befürwortet43. Erst die bereits eingeleitete Reform in der DDR hat dann die Bedenken beseitigt44.

Der materielle Abbau der Rechtseinheit durch die vorauf gegangenen Teilreformen in Ost und West

Wenn auch erst das neue Strafgesetzbuch der DDR das Strafgesetzbuch von 1871 für die DDR aufgehoben 
hat, so war doch schon vorher eine erhebliche Auseinanderentwicklung des Strafrechts in West- und Mitteldeutsch
land durch Teilreformen in beiden Gebieten erfolgt. Diese Methode der Reform, die sich für den demokratischen 
Gesetzgeber angesichts seiner konstitutionellen Schwerfälligkeit45 zur normalen Methode zu entwickeln scheint46, 
ist auch in totalitären Staaten oft Ausdruck der fehlenden Ausgereiftheit der neuen Gesamtkonzeption, vielfach al
lerdings auch bewußte Tarnung einschneidender Reformen.

Hier sind für die DDR bzw. Sowjetische Besatzungszone zu nennen: der Befehl Nr. 160 der Sowjetischen Mili
täradministration vom 3. Dezember 194547 (Einführung der Tatbestände der Diversion und Sabotage), die Wirt
schaftsstrafverordnung vom 23. September 194848 mit Änderungsverordnung vom 29. Oktober 195349, die Ver
ordnung über die Bestrafung von Spekulationsverbrechen vom 22. Juni 194950, der berüchtigte Art. 6 Abs. 2 
der Verfassung vom 7. Oktober 194951, das Gesetz zum Schutze des Friedens vom 15. Dezember 195052, das
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